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Vorbemerkung

Wie kann sichergestellt werden, dass neue Techno-
logien, neue Produkte und neues Wissen allen zu-
gutekommen? Wie kann eine ökologisch nach-
haltige,  sichere Energie- und Rohstoffversorgung 
 garantiert werden? Können wir einen Wachtsums-
pfad verfolgen, der klimaschonend und sozial ge-
recht ist? Wie sind unsere Sozial- und Gesund-
heitssysteme an die Erfordernisse der demogra fi-
schen Entwicklung anzupassen? Diese und  weitere 
Fragen beschreiben die großen Heraus forderungen 
unserer Zeit (Grand Challenges). Sie zeichnen 
sich durch eine hohe Komplexität und viele In-
terdependenzen aus. Die möglichen Lösungen 
sind nicht weniger umfassend. Bisherige Lösungs-
wege, welche die Entwicklung einzelner Tech-
nologien vorantreiben und deren Einsatz u. a. 
über klassische Methoden der Fachpolitik gesteu-
ert wird, zeigen schnell Schwächen. Sie drohen, 
an der Vielschichtigkeit der Probleme und der 
 er forderlichen Lösungen zu scheitern. Vielmehr 
braucht es interdisziplinäre Ansätze, koope ra- 
tive und grenzüberschreitende Lösungen. Somit 
be stehen hohe Anforderungen an unsere bishe ri- 
gen Innovationsprozesse und Steuerungssysteme. 
Doch welche Innovationen werden benötigt? 
Wie kann die Innovationspolitik erneuert wer-
den? Wie kann die Politik den Innovations pro-
zess steuern?

Prof. Dr. Daniel Buhr von der Eberhard Karls 
Universität Tübingen zeigt mit dem Begriff der 
sozialen Innovation im vorliegenden WISO Dis-
kurs einen möglichen Lösungsweg auf. Statt auf 
einzeltechnische Lösungen für begrenzte Politik-
felder zu setzen, fordert der Autor die Entwick-
lung einer sozialen Innovationspolitik. In Ab-
grenzung zu früheren Innovationskonzepten, die 
ausschließlich auf technische Neuerungen und 

wirtschaft liche Anreize setzten, muss sich unser 
Innovations system, bestehend aus privaten und 
öffentlichen Akteuren und Institutionen, für neue 
Modelle  sozialer Innovation öffnen. Ähnlich den 
großen  gesellschaftlichen Herausforderungen, die 
eine Vielzahl gesellschaftlicher Felder und Akteu-
re betreffen, zielt die soziale Innovationspolitik 
auf eine Lösungsfindung über Wissenschaftsgren-
zen und einzelne Politikfelder hinweg. Durch 
 einen möglichst partizipativen Prozess wird Wis-
sen ausgetauscht und Innovationsbedarfe werden 
übergreifend ermittelt und koordiniert. Am Ende 
steht ihre gesellschaftliche Einbettung. Soziale 
Innovationen verzahnen Technik, Mensch und 
Organisation so, dass auch sozialer Fortschritt 
 erzielt wird. Damit sichern sie die Teilhabe aller 
Menschen am gesellschaftlichen Wohlstand.

Eine solche Herangehensweise erfordert ein 
Umdenken und die Veränderung der bisherigen 
Innovationspolitik. Denn Innovationen und vor 
allem die möglichen Wege zur Bewältigung der 
großen gesellschaftlichen Herausforderungen 
wirken tief in die verschiedenen Lebensbereiche 
der Menschen hinein. Doch Daniel Buhr zeigt 
auch, dass dieses Umdenken in Teilen schon be-
gonnen hat. Das Programm Ambient Assisted 
 Living versucht den technologischen Fortschritt 
für den demografischen Wandel zu nutzen. „Fort-
schritt NRW“ ist bis jetzt das umfassendste Pro-
jekt zur Entwicklung und Umsetzung einer so-
zialen Innovationsstrategie. Schließlich bietet die 
konsequente gesellschaftliche Einbettung des Kon-
zepts der Industrie 4.0 die Chance, in großem Stil 
gesellschaftlichen Nutzen aus der voranschrei-
tenden Digitalisierung zu ziehen. Damit aus tech-
nischem sozialer Fortschritt wird.
Wir wünschen eine anregende Lektüre!

Dr. Philipp Fink Hans Eichel
Leiter des Arbeitskreises Nachhaltige Strukturpolitik Bundesminister a.D.

Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik Sprecher des Arbeitskreises Nachhaltige Strukturpolitik 

Friedrich-Ebert-Stiftung 
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1. Einleitung

Es sind „Grand Challenges“ (EU 2011), mit denen 

sich die Gesellschaft heute konfrontiert sieht, 

und denen sie mithilfe von Innovationen begeg-

nen muss. Die Versorgung mit sicheren und 

hochwertigen Lebensmitteln, eine zuverlässige 

Gesundheitsversorgung von (weiterhin) hoher 

Qualität auch im Lichte des demografischen 

Wandels, eine nachhaltige Energie- und Rohstoff-

versorgung sowie Mobilität bei immer knapper 

werdenden Ressourcen sind nur einige der gro-

ßen Herausforderungen, vor denen Gesellschaf- 

ten heute stehen. Große Bedeutung kommt auch 

dem Umgang mit dem Klimawandel zu, der 

 Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen 

und der Balance von Sicherheit und Freiheit, ins-

besondere in einer Zeit, in der die Schere zwi-

schen Arm und Reich weiter auseinandergeht. 

Diese gesellschaftlichen Herausforderungen 

sind komplex und interdependent. Sie verlan- 

gen nach neuen Lösungen, bieten aber auch die 

Chance, sozialen Fortschritt zu ermöglichen – wie 

es die Friedrich-Ebert-Stiftung in ihrer Studie 

 „Soziales Wachstum – Leitbild einer fortschritt-

lichen Wirtschaftspolitik“ im November 2011 

vorschlägt. Soziales und damit inklusives Wachs-

tum zielt auf ein neues soziales, makroökono-

misch tragfähiges, strukturell sinnvolles und ver-

teilungsgerechtes Wachstumsmodell (FES 2011: 

4). Im Rahmen inklusiven Wachstums soll mög-

lichst allen Menschen eine Chance zu guter Arbeit 

und zur Teilhabe am  gesellschaftlichen Wohlstand 

offenstehen. 

Komplexe gesellschaftliche Herausforderun-

gen zu bestehen und sie zugleich als Chance für 

sozialen Fortschritt zu nutzen, ist mit den gege-

benen Politikinstrumenten nur schwer zu errei-

chen. Es erfordert einen systemischen Politik-

ansatz und doppelte Koordination: Innerhalb der 

(Ministerial-)Verwaltung, aber auch innerhalb 

der Gesellschaft wird integrativen, koordinierten 

Lösungen über verschiedene Politikfelder, Poli-

tikebenen (EU, national, regional) und Ressorts 

hinweg zukünftig eine zentrale Aufgabe zukom-

men. Sie müssen oben genannte Querschnitts-

themen (z. B. Energie, Demografie) bearbeiten 

und sich somit Themen widmen, die Wandel und 

Innovationen mit sich bringen. Daher scheint 

 gerade die Innovationspolitik ein zentrales Poli-

tikfeld der Zukunft zu sein. Sie markiert den viel-

versprechendsten Startpunkt eines integrativen, 

koordinierten Politikansatzes. 

So werden auch innerhalb der Innovations-

politik Neuerungen notwendig. Die aktuelle Inno-

vationspolitik in Deutschland verfolgt einen An-

satz, der sich vor allem an technischen Produkt-
innovationen orientiert. Dienstleistungsinnovatio-

nen oder gar soziale Innovationen kommen in 

diesem Verständnis meist gar nicht vor. Dadurch 

wird Innovationspolitik häufig auf das Feld der 

Forschungs- und Technologiepolitik beschränkt 

und meist über die Angebotsseite zu steuern ver-

sucht (z. B. über Grundlagenforschung und For-

schungsförderung). Dieser Typus, der sich nach 

Lundvall/Borrás (2005) als Laissez-faire- Version 

 beschreiben ließe, konzentriert sich vor allem 

 darauf, die Rahmenbedingungen für das Entste-

hen von Innovationen nur minimal über die För-

derung der Grundlagenforschung und die gesetz-

liche Regelung von geistigen Eigentumsrechten 

hinaus zu definieren und ansonsten diesen Prozess 

den Marktkräften zu überlassen. In einer zweiten, 

eher systemischen Version geht der staatliche 
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Steue rungsanspruch deutlich weiter, indem er 

 insbesondere darauf abzielt, in die Beziehungen 

zwischen den Innovationsakteuren sowie die In-

teraktionen zwischen diesen und institutionellen 

Subsystemen eines Innovationssystems einzugrei-

fen (Buhr 2010; Schmid 2009).  Jener zweite, syste-

mische Ansatz scheint besser dazu geeignet, die 

großen Herausforderungen unserer Zeit zu bear-

beiten. Deshalb geht es im Folgenden zunächst da-

rum, wie – gesellschaftlich erwünschte – Innova-

tionen entstehen und welche Rolle der Politik in 

einem solchen Innova tionssystem zukommt, ehe 

wir uns der Frage zuwenden, was zusätzlich getan 

werden könnte, um die Zukunft im Sinne einer 

 sozialen Innova tionspolitik zu gestalten.
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2. Analyse – Wie entsteht Neues und was hat die Politik damit zu tun?

Innovation heißt wörtlich „Neuerung“. Im all -
gemeinen Sprachgebrauch wird der Begriff uns-
pe zifisch im Sinne von „neuen Ideen“ bezie-
hungsweise „Erfindungen“ verwendet. Im engeren 
Sinne resultieren Innovationen aber eigentlich 
erst dann aus Ideen, wenn diese in neue Pro  -
dukte, Dienstleistungen oder Verfahren umgesetzt 
werden – das ist die sogenannte Inventions- 
phase –, diese dann tatsächlich erfolgreiche An-
wendung finden und den Markt durchdringen, 
also diffundieren. 

2.1 Innovation

Nach Joseph Schumpeter, einem der zentralen 
Wegbereiter der ökonomischen Innovationsfor-
schung, beinhaltet die Innovationsdefinition fünf 
Ausprägungen (Schumpeter 1939). Eine Innova-
tion sei demnach: 
(1) ein Neues Gut oder eine neue Qualität eines  
Gutes;
(2) eine neue Produktionsmethode;
(3) ein neuer Absatzmarkt;
(4) eine neue Bezugsquelle;
(5) eine Neuorganisation.

Trotz dieser weit gefasst erscheinenden Defini- 
tion folgt Schumpeter doch eher einem engen 
Innovationsbegriff. Demgegenüber steht ein sehr 
viel weiter gefasstes Verständnis von Innovation, 
das auch gesellschaftliche Innovationen um-
spannt. Eine solche soziale Innovation ist eine 
„Neukonfiguration sozialer Praktiken in bestimm-
ten Handlungsfeldern (…), mit dem Ziel, Pro bleme 
oder Bedürfnisse besser zu lösen bzw. zu befrie-
digen, als dies auf der Grundlage etablierter Prak-

tiken möglich ist“ (Howaldt/Schwarz 2010: 89). 
Häufig dienen soziale Innovationen der Kom-
pensation des naturwissenschaftlich-technischen 
Fortschritts. Denn das, was betriebswirtschaftlich 
sinnvoll ist, muss noch lange nicht gesellschaft-
lich erwünscht sein. Gerade deshalb ist auf dem 
Gebiet der sozialen Innovationen die  Politik 
 gefordert.

2.2 Wie entsteht Neues?

Zunächst möchten wir uns jedoch der Frage zu-
wenden, wie es überhaupt zu Innovationen 
kommt. Wie entsteht also Neues? Hier hält die 
Innovationsforschung eine breite Palette an Mo-
dellen und Erklärungsansätzen parat. Frühe An-
sätze gingen von linearen Modelltypen aus. In-
novationen sind hier das Ergebnis eines Pfades, 
der bei der Grundlagenforschung in der Univer-
sität beginnt, über die außeruniversitäre, ange-
wandete Forschung schließlich den Weg in die 
Unternehmen findet und diese dann für die 
Marktdurchdringung der Innovation sorgen: In-
vention, Innovation, Diffusion. Der Anstoß für 
diesen linearen Prozess kann dabei angebotsseitig 
(technology push) oder nachfrageseitig (demand 
pull) erfolgen. Neuere Ansätze gehen jedoch stär-
ker von nonlinearen und interaktiven Wegen aus. 
Innovationen sind das Ergebnis eines komplexen 
sozialen Prozesses, der spontan und situativ, in 
festen Hierarchien, vielleicht aber auch sehr fle-
xibel innerhalb vernetzter Strukturen ablaufen 
kann. Typologisieren lässt sich dieser Prozess in un-
terschiedlichen Modellen, zum Beispiel dem Kas-
kadenmodell, dem Rückkoppelungsmodell und 
dem Netzwerkmodell (Welsch 2005; Buhr 2010). 
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Netzwerkmodell

Vor allem dem Netzwerkmodell kommt in einer 
globalisierten Wissensgesellschaft eine zentrale 
Bedeutung zu. Das Netzwerkmodell geht davon 
aus, dass selbst große Unternehmen nicht mehr 
in der Lage sind, das explodierende Grundlagen-
wissen in vielerlei Feldern allein mit eigenen Res-
sourcen verarbeiten zu können. Daher sind Or-
ganisationen vermehrt auf die Zusammenarbeit 
mit anderen externen Organisationen (z. B. an-
dere Unternehmen, aber auch Universitäten, 
Fachhochschulen etc.) angewiesen (Kowol/Krohn 
1995). Denn es muss sehr unterschiedliches Wis-
sen aus diversen Disziplinen zusammengeführt 
werden (Welsch 2005). Im Netzwerkmodell kommt 
zum Ausdruck, dass Innovationen nicht nur den 
Anstrengungen einzelner Akteurinnen und Ak-
teure zu verdanken sind, sondern dass die Art des 
Zusammenwirkens aller Beteiligten die Innova-
tions- bzw. die Wettbewerbsfähigkeit eines Lan-
des insgesamt entscheidend beeinflussen kann. 
Das Entstehen von Innovationen wird als das Er-
gebnis eines interaktiven und kumulativen Lern-
prozesses zwischen Organisationen (und Indi-
viduen) verstanden, der zudem maßgeblich durch 
das institutionelle Umfeld geprägt wird, in das 
diese Organisationen eingebettet sind (Edquist/
Johnson 1997; Lundvall 2007).

Open Innovation

Eine Weiterentwicklung dieses Netzwerkmodells 
ist das Konzept der Open Innovation1. Open Inno-
vation ist die Öffnung des Innovationsprozesses 
von Unternehmen und damit die aktive strate-
gische Nutzung der Umgebung zur Vergrößerung 
des eigenen Innovationspotenzials. Open Inno-
vation verlangt von Organisationen die Fähig-
keit, externes Wissen zu internalisieren (outside 
in-Prozess), aber eben auch internes Wissen zu 
externalisieren (inside out-Prozess). Durch die 

Kombination dieser beiden Prozesse sollen die 
Lieferanten sowie Kundinnen und Kunden, aber 
auch Forschungsinstitute, Hochschulen und Uni-
versitäten aktiv bei der Entwicklung von Innova-
tionen integriert werden, und durch die gleich-
zeitige Externalisierung dieser Innovation soll 
sich ein Markt um die Innovation herum auf-
bauen (siehe Open Source-Entwicklung im Soft-
warebereich). Open Innovation grenzt sich damit 
zu Closed Innovation ab, also dem Innovations-
verständnis, welches nach Schumpeter die Exklu-
sivität einer Innovation als wesentliche Ursache 
für den Erfolg des Innovators und damit als 
 Dynamo für den Pionierunternehmer erkennt.  
In diesen geöffneten Innovationsprozessen ver-
schiebt sich der Fokus fundamental. Galt es im 
traditionellen – meist linear verstandenen – Inno-
vationsmodell des Technology Push, vor allem in 
die Angebotsseite zu investieren, gerät nun ver-
stärkt die Nachfrageseite in den Blick. Es domi-
niert das Modell des nutzerzentrierten Innova-
tionsprozesses, in dem soziale Innovationen eine 
immer wichtigere Rolle spielen. Denn häufig 
scheitern technische Erfindungen nicht an man-
gelnder Ingenieurskunst, sondern daran, dass es 
(noch) keinen Markt, keine Dienstleister oder Or-
ganisationen dafür gibt. Das gilt es stärker zu 
 berücksichtigen. Der Mensch, seine Bedürfnisse 
und seine Umwelt sind der Ausgangspunkt einer 
erfolgreichen Innovation.

2.3 Soziale Innovationspolitik für den   
 sozialen Fortschritt

Zwar könnte die Politik einiges tun, um solche 
Innovationsprozesse zu befördern, prinzipiell 
bietet sich ihr ein sehr weites Betätigungsfeld. 
Doch momentan wird von der Bundesregierung 
der Handlungskorridor recht eng ausgelegt. Ihr 
Fokus liegt vor allem auf technischen Innova-
tionen, und die meisten Maßnahmen zielen vor 

1 Vgl. von Hippel 1986, 1988, 2005; Chesbrough 2003; Chesbrough/Vanhaverbeke/Van de Vrande 2008.
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allem auf die Angebotsseite – ganz der neolibe ralen 
Marktlogik folgend. Damit betreibt die Bundes-
regierung noch immer eine Innovationspolitik,  
die vornehmlich die Forschungs- und Technolo-
giepolitik umfasst. Innovationspolitik könnte aber 
gerade dann viel mehr leisten, wenn wir sie als 
Summe aller staatlichen Eingriffe verstehen, die 
direkte oder indirekte Auswirkungen auf die Ent-
stehung von Innovationen haben. So verstanden 
umspannt sie zum einen die Wissenschafts-, Bil-
dungs-, Forschungs- und Technologiepolitik. Sie 
weist zum anderen aber auch Schnittstellen zu 
Politikbereichen wie der Rechts- und Innenpoli-
tik, der Agrar- und Verbraucherschutzpolitik so-
wie der Umwelt- und Verkehrs- oder Beschäfti-
gungspolitik auf (Heinze 2008). All diese Politik-
bereiche bestimmen entweder Randbedingungen 
von Forschung und Innovation auf der Angebots- 
oder der Nachfrageseite (Meyer-Krahmer 2004). 
Dazu gehört die Schaffung innovationsfördern-
der Rahmenbedingungen (z. B. durch Entbüro-
kratisierung), aber auch die Schaffung innova-
tionsfordernder Rahmenbedingungen (z. B. durch 
konsequente Regulation in der Umwelt- oder 
 Sozialpolitik) (Meyer-Stamer 2009). In diesem 
Kontext kann Innovationspolitik also klassisches 
Marktversagen (z. B. Effizienzmängel und Fehl-
allokationen, Instabilitäten und Ungerechtigkei-
ten) bekämpfen, indem sie beispielsweise öffent-
liche Güter (vor allem Aus- und Weiterbildungs-, 
aber auch generell Bildungsangebote) bereitstellt, 
die Grundlagenforschung finanziert oder die Dif-
fusion positiv begleitet – durch Aufklärung und 
Weiterbildung als auch durch direkte wie indi-
rekte Nachfrage.

Den Blick weiten

Um eine solche, weiter gefasste Innovationspoli-
tik mit einem ganzheitlichen Lösungsansatz um-
zusetzen, ist es zunächst erforderlich, dass In-
novation als komplexes System verschiedener 
Faktoren verstanden wird, in dem soziale sowie 
technische Innovationen gleichermaßen berück-
sichtigt werden. Denn Innovationen entstehen 
in Systemen, sie sind das Ergebnis komplexer Zu-
sammenspiele vieler verschiedener Akteure und 

Aktionen. Der Begriff Innovationssystem hat sich 
inzwischen als kategorialer Rahmen der Analyse 
von Innovationen ebenso wie als theoretische 
Grundlage für die staatliche Innovationspolitik 
durchgesetzt. Er zeichnet sich dadurch aus, dass 
der systemische Charakter erfasst wird, der das 
Innovationsgeschehen kennzeichnet. Nicht die 
isolierte Bedeutung einzelner Faktoren wird in den 
Vordergrund gestellt, sondern das Zusammenspiel 
und die wechselseitige Abhängigkeit der innova-
tionsrelevanten Variablen stehen im Mittelpunkt 
(Lundvall 2007; vgl. auch Edquist 1997).

Im Ansatz der Innovationssysteme werden 
nicht nur monetäre Inputs berücksichtigt, son-
dern auch institutionelle und organisatorische 
Faktoren. Innovationssysteme bestehen aus Insti-
tutionen, die einzeln oder in Kooperation mitei-
nander zur Entwicklung und Verbreitung neuer 
Technologien beitragen. Sie umfassen Akteure 
und Institutionen sowie Interaktionen, die inner-
halb einer spezifischen Infrastruktur operieren 
(Wieczorek/Hekkert 2012). Sie bilden gleichzeitig 
den Rahmen für die Entwicklung und Umsetzung 
von Konzepten und Maßnahmen der staatlichen 
Innovationspolitik. Aber neben der strukturellen 
findet sich auch eine funktionale Dimension:  
Als offene Systeme stehen sie in Kontakt und in 
Wechselwirkung zu ihrem Umfeld, aus dem sie 
ihre Inputs erhalten, die sie durch Kombination 
mit eigenen, systeminternen Faktoren für das 
Umfeld wiederum zu Outputs verarbeiten. Innova-
tionen, die sich nach dieser Logik durchsetzen, 
sind keine isolierten Lösungen, sondern entste-
hen vermehrt im Sinne einer Open Innovation – 
unter Mitwirkung vieler. 

Innovationen für sozialen Fortschritt

Eine Innovationspolitik, die einem solchen syste-
mischen Verständnis folgt, stellt den Menschen 
mit seinen individuellen Bedürfnissen in den 
Mittelpunkt – oder wie es das Rahmenprogramm 
Fortschritt NRW formuliert: „Es geht um spür - 
bare Verbesserungen in der Lebenswelt der Men- 
schen – um Fortschritt also, der bei den Men schen 
ankommt. Ausgangspunkt ist die Frage, wie Wis-
senschaft und Forschung effektiv zum Fortschritt, 
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zu einer Verbesserung von Wohlstand und Wohl-
ergehen der Menschen unter Erhaltung der öko-
logischen, wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Lebensgrundlagen beitragen können“ 
(Fortschritt NRW, 2012: 1). Dieser Innovations-
typus ließe sich auch als soziale Innovations-
politik bezeichnen. 

Soziale Innovationspolitik verzahnt Technik, 
Mensch und Organisation so, dass auch sozialer 
Fortschritt erzielt wird. Dafür müssen unter-
schiedliche politische Maßnahmen miteinander 
zusammengeführt werden. Zum Beispiel die ge-
zielte Förderung von Grundlagen- und Anwen-
dungsforschung (technisch, medizinisch, ethisch, 
natur- und sozialwissenschaftlich) in den Berei-
chen Gesundheit, Mobilität und Energie, bei 
gleichzeitiger Orchestrierung durch intelligente 
Programme zur Nachfragesteuerung (etwa öffent-
liche Beschaffung und Lead User-Policies, Bereit-
stellen von Demonstratoren und Prototypen – 
auch und gerade im Dienstleistungsbereich), För-
derprogramme des sozialen und innovativen 
Wohnungsbaus (z. B. Mehrgenerationenhäuser), 
der Normung und vieles, vieles mehr.

2.4 Analytische Abgrenzung zur 
 Vergangenheit

Verstehen wir Innovationspolitik als konsequen-
te Zusammenführung von Industrie- und Struk-
tur- sowie Forschungs- und Technologiepolitik, 
so reichen die Wurzeln dieses Politikfelds bis in 
die 1950er Jahre. Gerade der in den 1960er Jah-
ren beginnende technologische Wettlauf moti-
vierte die meisten modernen Industriestaaten 
dann dazu, forschungs- und technologiepoliti-
sche Programme aufzulegen (siehe Atompolitik 
in Deutschland). Diese wurden zunächst indus-
triepolitisch verstanden, als staatliche Reaktion 
auf das Versagen des Marktes (Hauff/Scharpf 
1977; Edquist 1997). Hierarchisch gesteuert, re-
sultierte Forschungs- und Technologiepolitik hier 
aus einem noch sehr staatszentrierten Verständ-

nis, in dem vor allem das Steuerungsinstrument 
des finanziellen Anreizes zentral stand (Simonis 
1995; Prange 2006). Waren jene Bemühungen 
hauptsächlich auf die Angebotsseite der techno-
logischen Entwicklung ausgerichtet, zielte das öf-
fentliche technologische Beschaffungswesen auf 
die Nachfrageseite – wobei dieses Instrument, 
ganz im Gegensatz etwa zu US-amerikanischen 
Politikansätzen, in Deutschland traditionell eine 
untergeordnete Rolle spielte. 

Neben der skizzierten direkten Beeinflussung 
von Innovationsprozessen kann der Staat auch 
Steuerungsinstrumente einsetzen, die stärker auf 
die Diffusion technologischer Entwicklungen 
 zielen. Dem entspricht auf der Angebotsseite 
 beispielsweise der internationale Austausch von 
Studierenden und Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern, die Förderung von Forschungs-
kooperationen und Technologietransfereinrich-
tungen. Aufseiten der Nachfrage wären (De-)Re-
gulierung, Patentschutz und Steuerpolitik als Bei-
spiele zu nennen. Lange wurden Forschungs- und 
Innovationsprozesse als lineare Sequenz institu-
tionell und organisatorisch getrennter, sachlich 
und zeitlich aufeinander aufbauender und kom-
plementäre Entwicklungsschritte begriffen, von 
wissenschaftlicher Arbeit bis zur Realisation neuer 
Produkte oder Produktionsabläufe. Dabei überwog 
die Vorstellung einer weitgehenden Organisier-
barkeit und Planbarkeit dieser Schritte. Demge-
genüber wird Innovation heute als interaktiver 
Prozess verstanden, der heterogenes Wissen ver-
knüpft, das auch in anderen als ursprünglich ge-
planten Zusammenhängen verwendet wird. Es 
herrscht heute Einigkeit darüber, dass der Inno-
vationsprozess (ähnlich wie die Wissensproduk-
tion) nicht mehr streng linear, disziplinär ge-
bunden innerhalb eines Forschungsinstituts oder 
eines Unternehmens verläuft, sondern flexibel, 
problemorientiert und durch die Vernetzung der 
Akteure im Innovationssystem übergreifend und 
reaktionsfreudig ist. Eigentlich sollte die Inno-
vationspolitik darauf reagieren – das tut sie aber 
bisher eher zögerlich.
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Positive Signale I: Fortschritt NRW

Ein systemischer Politikansatz, der die Querschnittsaufgaben dieses Politikfeldes aufnimmt und 
neue Politiken zur effektiven horizontalen Koordination und Netzwerkbildung entwickelt, findet 
sich selten. Als positives Beispiel wäre das Rahmenprogramm Fortschritt NRW der rot-grünen 
 Landesregierung Nordrhein-Westfalens zu nennen, das Innovationen auch als soziale Prozesse, 
Dienstleistungen und Lösungen wahrnimmt, die Gesellschaft und Umwelt gleichermaßen im Blick 
haben sollten: „Fortschritt bezieht die soziale Frage ein und verbindet Ökonomie und Ökologie“ 
(Fortschritt NRW 2012). Daher setzt die Landesregierung in Nordrhein-Westfalen auf die Betei-
ligung und Interaktion möglichst vieler Akteurinnen und Akteure und versucht diese über soge-
nannte Fortschrittsforen und Fortschrittskollegs, aber auch über Leuchtturmprojekte („Orte des 
Fortschritts“) und die Förderung regionaler Innovationssysteme stärker miteinzubeziehen. Hier 
wird es in der Implementierung darauf ankommen, die thematische Vielfalt auch entlang der oben 
genannten Bedürfnisse (Grand Challenges) abzubilden. 

Positive Signale II: Hightechstrategie

Auch in der Demografiestrategie sowie der Hightechstrategie des Bundes zeigen sich erste Ansätze 
eines stärker integrativen Politikansatzes, die aber noch wesentlich konsequenter weiterverfolgt 
werden könnten, indem beispielsweise noch stärker die Nachfrageseite des Innovationsprozesses 
unterstützt und die einzelnen Instrumente besser miteinander koordiniert werden. Institutionen 
wie die Forschungsunion Wirtschaft – Wissenschaft, aber vor allem die Partner für Innovationen 
(2004 - 2006) waren ein erster Versuch, den Austausch von Politik, Wissenschaft und Wirtschaft auf 
dem Gebiet der Innovationspolitik zu fördern. Aber auch diese Initiativen zielten stark auf die 
 Förderung des Angebots (z. B. Bildungs-, Forschungs- und Technologiepolitik, Verbesserung der 
Rahmenbedingung für Forschung etc.). So wurde zwar der Versuch unternommen, Akzeptanz für 
technische Innovationen in der Bevölkerung zu fördern, die konsequente Orientierung an deren 
Bedürfnissen jedoch blieb aus. Zivilgesellschaftliche Akteure wie beispielsweise Patientenorgani-
sationen, Sozial- und Umweltverbände waren in der Regel nicht geladen.

Industrie 4.0 – ohne Menschen nicht zu schaffen

Industrie 4.0 ist ein Zukunftsprojekt innerhalb der Hightechstrategie der Bundesregierung. Es hat 
die stärkere Digitalisierung der klassischen Industrie zum Ziel: die sogenannte „intelligente Fabrik“. 
Vernetzt, flexibel und effizient – und dabei dem Modell der Open Innovation folgend – integriert 
diese auch die Kundinnen und Kunden sowie die Geschäftspartner in ihre Geschäfts- und Wert-
schöpfungsprozesse. Diese Systeme umfassen intelligente Maschinen, Lagersysteme und Betriebs-
mittel, die eigenständig Informationen austauschen und sich gegenseitig selbstständig steuern.  
Die intelligente Fabrik ist damit der entscheidende Treiber für die „vierte industrielle Revolution“2, 
die gerade den deutschen Anlage- und Maschinenbau als zentralen volkswirtschaftlichen Pfeiler 
und damit den Standort Deutschland insgesamt vor große Herausforderungen stellt. Industrie 4.0 
ist in der Innovationspolitik des Bundes bisher aber vor allem als Technologieprojekt verankert, 
was sich auch in Schlüsselbegriffen wie „Big Data“ und „Internet der Dinge“ widerspiegelt. Der 
Mensch ist künftig stärker miteinzubeziehen. So bieten sich vielfältige Anknüpfungspunkte für 
eine soziale Innovationspolitik. Denn die „vierte industrielle Revolution“ kann nur gelingen, wenn 
die Beschäftigten als Impulsgeber – und zur kritischen Risikoanalyse – frühzeitig in den Innova-
tionsprozess eingebunden werden. Erst dann öffnen sich Chancen für neue Arbeits- und Geschäfts-
modelle sowie sozialen Fortschritt. 

2 Vgl. Forschungsunion Wirtschaft – Wissenschaft (2013).
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Wer aber ein gesamtgesellschaftliches Klima für 
Innovationen schaffen will, muss die Bedürfnisse 
der Menschen ernst nehmen. Daher erscheint 
eine Abkehr von traditionellen Typen der Inno-
vationspolitik geboten. Anstatt vor allem auf 
technische Innovationen und die ökonomische 
Wettbewerbsfähigkeit zu setzen, ist ein neuer Ty-
pus von Innovationspolitik gefragt. 

Vier Typen von Innovationspolitik

Analytisch lassen sich vier Typen von Innova-
tionspolitik bestimmen.3 Zunächst können wir, 
wie gezeigt, zwischen einem engen und weiten In-
novationsbegriff unterscheiden. Ersterer hat  allein 
die technischen Innovationen im Blick. Demge-
genüber steht ein sehr viel weiter gefasstes Ver-
ständnis von Innovation, das auch organi satorische 
und gesellschaftliche – und damit eben auch so-
ziale – Innovationen miteinbezieht.4 Sie dienen der 
Kompensation des naturwissenschaftlich-techni-
schen Fortschritts (Braun-Thürmann 2005).5  

Diese Unterscheidung in einen engen und 
weiten Innovationsbegriff ergänzend, ist es wich-

tig, die unterschiedlichen Verständnisse von In-
novationspolitik näher zu bestimmen. Dabei lässt 
sich anknüpfend an die von Meyer-Stamer (2009) 
vorgenommene Abgrenzung zur Industriepolitik 
diese Trennlinie auch auf die Innovationspolitik 
übertragen, und so kann zwischen einer moder-
nen und einer postmodernen Innovationspolitik 
unterschieden werden. Moderne Innovationspoli-
tik orientierte sich stark an der neoklassischen 
Wachstumstheorie. Weil in diesem Modell des 
langfristigen Gleichgewichts die Wachstumsrate 
der Pro-Kopf-Produktion gegen null tendiert, ist 
weiteres Wachstum nur durch technologischen 
Fortschritt möglich. Während hier also (moderne) 
Innovationspolitik vor allem einen ökonomischen 
Aufholprozess und die wirtschaftliche Wettbewerbs-
fähigkeit eines Standorts (Region/Nation) zum  
Ziel6 hat, geht postmoderne Innovationspolitik 
nicht mehr von einem allgemein akzeptierten 
und an den neoklassisch geprägten Wachstums-
begriff gekoppelten Innovationsbegriff aus, son-
dern erkennt die sehr unterschiedlichen Bedürf-
nisse und Herausforderungen einer Gesellschaft 
und deren vielfältige Lösungsmöglichkeiten an. 

3 Aufbauend auf den oben erwähnten Erkenntnissen von Lundvall/Borrás (2005), aber vor allem anknüpfend an Meyer-Stamers Varianten 
von Industriepolitik (Meyer-Stamer 2009).

4 Dieses Verständnis geht auf den Soziologen Ogburn (1923) zurück. Ogburns Theorie unterscheidet in diesem Zusammenhang zwei 
komplementäre Kulturen, die den Wandel der Gesellschaft determinieren: einerseits die materielle Kultur (technologische Projekte, 
welche die gesellschaftliche Umwelt verändern), andererseits die nicht materielle Kultur (Regeln und Praktiken, die für die Lebensweise 
und den Umgang mit Technologie charakteristisch sind). Zwischen der sich schneller entwickelnden materiellen und der eher trägen 
immateriellen Kultur klaffe eine Lücke, so Ogburn, die erst durch gesellschaftliche Innovationen geschlossen werden könne.  

5 Polsby (1984) nimmt diese Erkenntnis auf und formt sie in seine Theorie des sozialen Wandels. Für ihn verkörpern solche gesellschaft-
lichen Innovationen die Anstrengungen eines Kollektivs, durch das Lösen von Routinen einen sozialen Prozess in Gang zu bringen, der 
eine nachhaltige Veränderung der Gesellschaft bewirkt.

6  Es geht darum, eine vormoderne Gesellschaft in einen Prozess der Industrialisierung zu zwingen, der nicht nur zur Produktivitätssteige-
rung und wachsendem Wohlstand, sondern auch zu gesellschaftlicher Modernisierung führt (Meyer-Stamer 2009).

Abbildung 1:

Vier Typen von Innovationspolitik

Quelle: Buhr 2010. 
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Wie im Schaubild auf Seite 11 dargestellt, 
lässt sich aus dieser Perspektive ein Vierfelder-
schaubild konstruieren, dessen eine Achse zwi-
schen moderner und postmoderner Innovations-
politik unterscheidet, während sich die andere 
Achse zwischen engem und weitem Innovations-
verständnis bildet. So lassen sich vier Typen von 
Innovationspolitik bestimmen, die ihren Fokus je 
auf andere Schwerpunkte legen:

(1) Wettbewerbsfähigkeit: Hier wird Innovations-
politik vor allem zur Verbesserung der (inter-)na-
tionalen Wettbewerbsfähigkeit eingesetzt (Mo-
dernisierungsthese), es liegt ein stark ökonomisch 
konnotiertes und auf technische Innovationen 
beschränktes Verständnis von Innovationen zu-
grunde (z. B. deutsche Innovationspolitik der 
60er Jahre; Atompolitik).

(2) Schnittmengen mit gesellschaftspolitischen 
Zielen: Innovationspolitik umfasst hier nicht  
nur die Forschungs- und Technologiepolitik, son-
dern weist zudem große Schnittmengen zur Bil-
dungspolitik auf (Wissensgesellschaft) und geht 
über technische Innovationen hinaus (Vgl. Hauff/
Scharpf 1977).

(3) Wachstumsmärkte: Unter dem Stichwort „öko-
logische Industriepolitik“ (BMU 2009) bestehen 
bereits Konzepte, wie durch gezielte staatliche 
 Interventionen solche Wirtschaftssektoren ge-
stärkt werden können, die vor dem Hintergrund 
von Klimawandel und Verteuerung natürlicher 
Ressourcen besondere Wachstumschancen ver-
sprechen (Meyer-Stamer 2009) und zudem einen 
gesellschaftsverändernden Anspruch haben. Post-
moderne Innovationspolitik kann mit neuen  
Instrumenten (vor allem Regulation) den Aufbau 
und das Wachstum dieser Sektoren unterstützen, 

mitunter können solche Ansätze zu einem ra-
dikalen Strukturwandel führen (beispielsweise 
Energiepolitik).

(4) Gesamtgesellschaftliche Steuerung mit dem 
Ziel des „sozialen Fortschritts“: Innovationen in 
Technik, Organisation und Gesellschaft (weiter 
Innovationsbegriff) führen zu einem umfassen-
den Ansatz von Innovationspolitik (systemisch/
holistisch), der über einen rein ökonomischen 
Anspruch hinausragt. Im Sinne von Innovation 
durch Partizipation werden auch Aspekte der so-
zialen Gerechtigkeit, der Mitwirkung und Beteili-
gung und somit auch Fragen nach dem gesell-
schaftlichen Zusammenhalt mit in den Blick ge-
nommen (soziale Innovationspolitik). 

Jener vierte Typus von Innovationspolitik scheint 
am ehesten geeignet, die komplexen und eng 
miteinander verflochtenen Herausforderungen 
der Zukunft im Sinne eines sozialen Fortschritts 
zu meistern. Postmodern bedeutet in diesem Zu-
sammenhang auch das Ende der einen, großen 
Erzählung (Lyotard 1999) und des unbedingten 
Glaubens an den automatischen Aufstieg durch 
Industrialisierung und technischen Fortschritt. 
Stattdessen existieren viele Erzählungen: der  
Klimawandel, eine umweltverträglichere und be-
zahlbare Energieversorgung und Mobilität, die 
Endlichkeit vieler Ressourcen, der demografische 
Wandel, drohende Exklusion und Desintegra-
tion. In der Summe begegnet uns eine Vielzahl 
von Herausforderungen mit sehr individuellen 
Lösungsstrategien, die aber holistisch angegan-
gen werden müssen. Denn neben dem Markt und 
technischem Fortschritt müssen auch die Chan-
cen und Risiken für Mensch und Gesellschaft,  
für Kultur und Umwelt analysiert werden (Beck 
1986; Frankenberger 2007).
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Innovationspolitik ist demnach für politische 
 Akteure auf regionaler wie nationaler bzw. supra-
nationaler Ebene (EU) eine strategische Quer-
schnittsaufgabe, und die Wirksamkeit einer er-
folgreichen Standortpolitik wird in hohem Maße 
davon abhängen, ob eine interne Vernetzung des 
bisher fragmentierten deutschen politischen Sys-
tems gelingt (Buhr 2010). Sind wir als Gesellschaft 
in der Lage out of the box zu denken? Hier rückt 
mehr und mehr die Absorptionsfähigkeit natio-
naler Innovationssysteme in den Mittelpunkt: Es 
geht um die Fähigkeit und Geschwindigkeit, im 
Sinne eines nutzerzentrierten Inno vations pro zes-
ses und der Open Innovation weltweit produ-
ziertes Wissen aufzunehmen und an die Unter-
nehmen, aber auch die Gesellschaft insgesamt 
weiterzugeben – auch und gerade im Sinne eines 
sozialen Fortschritts. Das bedeutet ebenso, dass 
Politik und Verwaltung diesen Weg gemeinsam – 
über Organigrammkästchen und Ressortgrenzen 
hinweg – mitgehen müssen. 

3.1 Den Menschen in den Mittelpunkt   
 stellen

Die Idee, Innovation durch gesellschaftliche Be-
teiligung voranzubringen, erfordert entsprechen-
de Maßnahmen, die sich am besten im Dialog 
entwickeln lassen.  Das Gutachten der Experten-
kommission Forschung und Innovation (EFI 
2013, 2012) empfiehlt eine Reihe von Maßnah-
men, darunter die Beteiligung des Bundes an der 
institutionellen Finanzierung von Hochschul-
forschung und Bildung, die Ausweitung des Wis-
senschaftsfreiheitsgesetzes und die Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für Wagniskapitalfinan-
zierung.  Ebenso wird geraten, die Hightechstra-
tegie 2020 weiter zu schärfen, Zuwanderung zu 

erleichtern, das Erwerbspotenzial von Frauen in 
Wirtschaft und Wissenschaft besser auszuschöp-
fen sowie, neben anderen, die Koordination der 
Innovationspolitik zu verbessern (EFI 2013: 12).

Grundsätzlich gilt es aber zunächst vor al-
lem, stärker auf die Nachfrageseite, also auf die 
Bedürfnisse und Mitwirkung der Konsumentin-
nen und Konsumenten sowie der Nutzerinnen 
und Nutzer zu setzen. Die politischen Akteure 
von der regionalen bis zur europäischen Ebene 
können dabei in verschiedenen Funktionen auf-
treten, etwa als Lead User, als Beschaffende und 
direkt Nachfragende (Edler 2007: 58) sowie durch 
innovative Beschaffung und vorkommerzielle 
Auftragsvergabe. Hier könnte auf EU-Ebene ange-
setzt werden: Im Jahr 2009 resultierten 19,4 Pro-
zent des BIP der Europäischen Union aus öffentli-
cher Beschaffung  (Edquist/Zabala-Iturriagagoitia 
2012). Der größte Teil dieser rund 2,3 Billionen 
Euro wird nach dem Prinzip des günstigsten An-
gebots investiert – ob und inwiefern ein Produkt 
oder eine Dienstleistung sonderlich innovativ  
ist, spielt in der Regel keine Rolle. Die Vergabe-
richtlinien orientieren sich bislang eher an ord-
nungspolitischen Maßgaben und hauptsächlich 
am Preis, obwohl andere Modelle durchaus vor-
stellbar wären (z. B. Quotenregelungen für die 
Unterstützung von KMUs, strategische Beschaf-
fung im wettbewerblichen Dialogverfahren, vor-
kommerzielle Auftragsvergabe etc.) und Erfolg 
versprechend scheinen. Ein Beispiel dafür ist das 
wettbewerbliche Dialogverfahren: Hier wird der 
Beschaffungsgegenstand noch nicht im Aus-
schreibungstext, sondern erst im Dialog mit aus-
gewählten Bieterinnen und Bietern definiert, was 
dem öffentlichen Auftraggeber deutlich mehr 
Möglichkeiten bietet, als bei den sonst üblichen 
offenen Verfahren. Doch der wettbewerbliche 
 Dialog ist in der deutschen Beschaffungspraxis 

3. Ideen für eine soziale Innovationspolitik
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bisher noch nicht angekommen – die mit diesem 
Verfahren vergebenen Aufträge machen weniger 
als ein Prozent des öffentlichen Beschaffungs-
volumens aus. Was für die Qualität innovativer 
Beschaffung in Deutschland gilt, hat auch bei der 
Quantität Bestand. Im internationalen Vergleich 
liegt Deutschland mit einem Beschaffunsgvolu-
men von rund zwölf Prozent des BIP zwar im 
Durchschnitt – jedoch weit hinter Ländern wie 
den Niederlanden (21 Prozent des BIP), Schwe-
den, Frankreich oder Großbritannien (EFI 2013: 
90). Innovationspolitik kann aber auch indirekt 
mit weicher Steuerung mittels Geboten, Empfeh-
lungen und finanziellen Anreizen die Nachfrage 
beeinflussen sowie durch einen fortlaufenden 
 gesellschaftlichen Diskurs, der auch soziale Inno-
vationen in den Blick nimmt. 

Sozialer Fortschritt

Ein Beispiel für Innovationsentwicklung im Dia-
log mit Nutzerinnen und Nutzern ist der Bereich 
des Ambient Assisted Living (AAL). Ambient 
 Assisted Living umfasst technische und soziale 
Innovationen, die den Menschen ein langes, 
selbstbestimmtes und angenehmes Leben in den 
eigenen vier Wänden ermöglichen sollen. Lö-
sungsansätze reichen von der intelligenten Haus-
steuerung über Telecare-Systeme bis hin zu 
 Telehealth-Lösungen. Die meisten Konzepte in 
diesem noch recht jungen Feld haben bisher 
nicht den Markt durchdrungen. Gründe dafür 
gibt es viele, zum Beispiel fehlen noch immer 
Standards, die die EU aber gerade auf europä-
ischer Ebene zu etablieren versucht. Ein weiterer 
Grund liegt bei den Geschäftsmodellen. Viele die-
ser Entwicklungen folgten zunächst vor allem 
 einem Technology Push. Die Wünsche der Nach-
fragenden wurden zu wenig berücksichtigt, weil 
vielen Entwicklerinnen und Entwicklern zu-
nächst nicht deutlich war, wer diese Innovatio-
nen am Ende hauptsächlich nutzen würde: Die 
pflegenden oder die zu pflegenden Angehörigen? 
Und wer würde dafür zahlen? Die Privatperson? 
Die Krankenkasse? Eine private Versicherung? 
Oder vielleicht ja auch die Arbeitgeberin oder der 
Arbeitgeber? 

Innovationen sind für die Menschen da

Um zu erläutern, wie soziale Innovation funk-
tionieren könnte, die sich an den Bedürfnissen 
ihrer Nutzerinnen und Nutzer orientiert, nehmen 
wir eine sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigte mittleren Alters als Beispiel, die sich um ihre 
Eltern kümmert und in einer strukturschwachen 
Region lebt. Als berufstätige Laienpflegerin hat 
sie ganz spezielle Bedürfnisse und Wünsche. Sie 
muss Beruf, Familie und Pflege miteinander ver-
einbaren. Technische und soziale Innovationen 
könnten hier für Entlastung und Hilfe sorgen. 
Durch einfache Hilfen, bessere Verzahnung von 
Laienpflege und professioneller Pflege, durch 
technische Assistenzsysteme, aber eben auch 
durch innovative Pflegenetzwerke, die bezahlbar 
sind, könnte sie entlastet werden. Diese Innova-
tionsprozesse kann der Staat in vielerlei Hinsicht 
unterstützen. Angefangen von der Forschungs-
förderung und der Finanzierung von groß ange-
legten Demonstrations- und Evaluationsprojek-
ten, über das Beschaffungswesen, bis zu seiner 
Rolle als Regulator und Moderator. Das Interes-
sante an AAL ist, dass es sowohl synthetische 
(Learning by Doing) als auch analytische Wis-
sensbasen (Learning by Exploring) umspannt. 
Hier sprechen wir also auch von Innovationen 
jenseits der Hightechbranche. Zudem wird AAL 
stark durch Dienstleistungen geprägt. Ein Groß-
teil der Wertschöpfung ist lokal gebunden – auch 
im Handwerk, in der Beratung oder im Pflegedienst. 
Das sollte Ambient Assisted Living also auch gera-
de für kommunale Entscheiderinnen und Ent-
scheider in Regionen, die keine prosperie renden 
Hightechcluster aufweisen, attraktiv machen.

Soziale Innovationspolitik geht von diesen 
Bedürfnissen aus und unterstützt Lösungen, die 
den Menschen und sein Umfeld und dabei so-
wohl die technischen als auch die sozialen Inno-
vationen adressiert. Der systemische Charakter 
einer solchen Politik wird schon allein dadurch 
deutlich, wenn wir die verschiedenen Politik-
felder aufzählen, die im obigen Beispiel des Am-
bient Assisted Living tangiert worden sind, ange-
fangen von der Gesundheits- und Pflegepolitik, 
über die Familien- und Arbeitsmarktpolitik, bis 
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zur Verbraucherschutz- und Technologiepolitik. 
Mit sozialer Innovationspolitik geht es also auch 
um die Modernisierung des Sozialstaats.

3.2 Querdenken und Neues schaffen 

Dieses Beispiel zeigt nur einen kleinen Ausschnitt 
jener Möglichkeiten, die sich erst im orchestrier-
ten Zusammenspiel erfolgreich entfalten können. 
Ob diese Orchestrierung aber mit den bestehen-
den Institutionen und Organisationen gelingen 
kann, ist fraglich. Die Hightechstrategie ist ein 
wichtiges Signal, aber nach wie vor mangelt es an 
konsistenter vertikaler wie horizontaler Koordi-
nation der Innovationspolitik. Das gilt vor allem 
für die Koordination der Ministerialbürokratie. 
Dieser Mangel an Koordination trifft alle Quer-
schnittspolitiken (z. B. Umwelt-  und Energiepoli-
tik) gleichermaßen. Daher könnten Konzepte,  
die sich auf dem Gebiet der Innovationspolitik 
bewährt haben, später auch in anderen Politik-
feldern zum Einsatz kommen. 

Das Fehlen einer zentralen Koordinations-
instanz, der Modus der negativen Selbstkoordi-
nation (Bauer/Knill/Ziegler 2006) sowie die Frag-
mentierung der Zuständigkeiten in unterschied-
liche Ressorts erschweren in Deutschland eine 
kohärente Innovationspolitik. So herrscht in der 
Ministerialbürokratie meist negative Koordina-
tion vor (Scharpf 2000), bei der lediglich geprüft 
wird, ob ein Politikentwurf den Interessens-
bereich eines anderen Referats, einer anderen Ab-
teilung oder eines anderen Ressorts negativ tan-
giert. Dieses eher defensive Vorgehen ist die 
 gängige Praxis innerhalb der deutschen Ministe-
rialbürokratie. Die Vorteile der negativen Koordi-
nation erklären zugleich ihre Persistenz: Es sind 
die niedrigen Koordinationskosten. Wie erheb-
lich der für die Informationsverarbeitung erfor-
derliche Aufwand reduziert wird, zeigt erst der 
Vergleich mit dem Modell der positiven Koordi-
nation, wie es in Ansätzen die Hightechstrategie 
oder die Demografiestrategie der Bundesregie-
rung vorsieht. Hier erstreckt sich der Aktionsraum 
auf die Handlungsmöglichkeiten aller beteiligten 
Bereiche. Sie verlangen nach institutionellen 

 Arrangements, die die Transaktionskosten kollek-
tiver Verhandlungs- und Abstimmungsprozesse 
senken (Janning/Schneider 2006: 150). Wie diese 
Koordinationsprozesse verlaufen, hängt von der 
Wahl der Koordinationstechniken ab, die bei-
spielsweise innerhalb des Kabinetts, in Kabinetts-
ausschüssen oder interministeriellen Arbeitsgrup-
pen gewählt werden (Hustedt/Tiessen 2006). 

Positive Koordination

Positive Koordination scheitert meist an der se-
lektiven Perzeption der Akteure, weil jede spezia-
lisierte Einheit dazu neigt, ihre Aufmerksamkeit 
auf den eigenen Zuständigkeitsbereich zu be-
schränken. Probleme jenseits dieser Zuständigkeit 
entziehen sich der Wahrnehmung oder werden 
für weniger wichtig erachtet. Diese offensicht-
liche Diskrepanz zwischen der interdependenten 
Problemstruktur und jener stark segmentierten 
Verarbeitungs- und Entscheidungsstruktur führt 
zu unbefriedigenden Koordinationsergebnissen. 
Denn das ministeriale System tendiert dazu, vor 
allem interdependente Problemzusammenhänge, 
die den Zuständigkeitsbereich mehrerer Einhei-
ten überschreiten, zunächst als ein Nebeneinan-
der isolierter Teilprobleme wahrzunehmen und 
dementsprechend zu verarbeiten. Unabhängig 
von der eigenen Problemwahrnehmung steht 
 jeder spezialisierten Einheit im politisch-admi-
nistrativen System nur ein bestimmter Aktions-
raum mit begrenzten Kompetenzen und Mitteln 
zur Verfügung, was für eine holistische Herange-
hensweise im Sinne einer sozialen Innovations-
politik entsprechende Hürden mit sich bringt. 
Das dezentrale Entscheidungssystem begünstigt 
Teilmaßnahmen, die gegenüber interdependen-
ten Problemzusammenhängen in der Tendenz zu 
kurz greifen und zu wenig wirksam sein werden. 
Wegen der realen Interdependenz der Ressorts 
und Sektoren ist gerade bei Querschnittspolitiken 
wie der Innovationspolitik grundsätzlich damit 
zu rechnen, dass Programme und Leitlinien aus 
einem Bereich auch Folgewirkungen für andere 
Bereiche auslösen werden. Die selektive Perzep-
tion der initiierenden Einheit führt dann typi-
scherweise dazu, dass negative Folgewirkungen 
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für andere Bereiche nur mit geringer Zuverlässig-
keit vorhergesehen, in ihrer Bedeutung unter-
schätzt und bei der Entscheidung, wenn über-
haupt, zu wenig berücksichtigt werden. Soweit 
keine korrigierende Koordinationsmechanismen 
eingreifen, tendiert also die einzelne Einheit in 
einem dezentralen Entscheidungssystem dazu, 
die Folgeprobleme der eigenen Maßnahmen für 
andere Bereiche als „externe Kosten“ zu vernach-
lässigen. In der Folge treten wechselseitige Stö-
rungen und Programmkonflikte auf. 

Neue Institutionen

Doch wie sieht der Ausweg aus dem Problembe-
reich des fragmentierten Entscheidungssystems 
aus? Betrachten wir die Bundesebene, liegt hier 
eine Zentralisierung der Problemverarbeitungs-
prozesse nahe. Denn durch die Zentralisierung 
wäre die Koordination (Hierarchie) und die Agen-
dasetzung wesentlich einfacher, weil die Kohä-
renz und Kohäsion der Akteurinnen und Akteure 
größer und die ideologische Distanz zwischen 
Akteuren desselben Hauses geringer erscheint 
(Thomas 2005). Vor diesem Hintergrund sind drei 
Koordinationsformen – Kooperation, Integration 
oder Konzentration – denkbar (Buhr 2010).

Während der Typus Kooperation durch die 
bestehende Gemeinsame Geschäftsordnung der 
Bundesministerien (GGO) abgebildet wird und 
damit den Status quo repräsentiert, stellen die 
beiden anderen Koordinationsformen eine in-
krementale (Integration, z. B. durch ein Innova-
tionskabinett) bzw. radikalere Innovation (Kon-
zentration, z. B. durch ein Innovationsministe-
rium) dar. 

Ein Kabinettausschuss zur Koordinierung 
und Förderung von Innovationen hat sich in der 
Praxis häufig erst dann als zielführend erwiesen, 
wenn er eng ins Bundeskanzleramt eingebunden 
worden ist. Dieser Gewinn an Effizienz birgt aber 
die Gefahr des Effektivitätsverlustes, weil das 
 kreative Potenzial einer größeren Akteursgruppe 
nicht ausgeschöpft wird. Zudem löst ein Aus-
schuss die Ressortegoismen nicht auf. Des Weite-
ren wird die langfristig angelegte, soziale Inno-
vationspolitik allzu leicht von den für die Res-

sortchefs immer wichtigeren tagespolitischen 
Themen in den Hintergrund gedrängt. Im Ergeb-
nis wird ein solcher Ausschuss daher zu selten 
oder gar nicht einberufen werden.

Die Wichtigkeit eines Politikfeldes drückt 
sich auch in der Organisationsstruktur einer 
 Regierung aus. Bei der hohen gesellschaftlichen 
Bedeutung der Innovationspolitik für die Bun-
desrepublik muss die Verantwortung dafür in 
 einer Hand zusammengeführt werden. Eine zen-
trale Organisation müsste die entsprechenden 
Einheiten aus den Ministerien für Bildung und 
Forschung (BMBF), für Wirtschaft und Energie 
(BMWi), für Umwelt, Naturschutz, Bau und Re-
aktorsicherheit (BMUB), des Bundesministeriums 
für Verkehr- und digitale Infrastruktur (BMVI), und 
Landwirtschaftsministeriums (BMEL) und des 
Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) zu-
sammenfassen und damit Kompetenzen bündeln.

Für den Fall, dass ein Innovationsministe-
rium an den Ressortegoismen scheitern sollte, 
könnte auch ein politisch weisungsgebundenes 
Bundesinnovationsamt die Stringenz der Inno-
vationspolitik – und als Plattform die Abstim-
mung zwischen Bund, Ländern und EU – deutlich 
verbessern. Dieses Amt würde die Innovations-
aktivitäten der Ministerien in ihrem Auftrag um-
setzen und sie koordinieren.

3.3 Mehr Koordination wagen

Was für die Binnenlogik eines Verwaltungssys-
tems gilt, hat auch jenseits der Ministerialbüro-
kratie Bestand. Denn die Koordination der Inno-
vationspolitik erfordert sowohl ein hohes Maß an 
Übereinstimmung aller öffentlichen Akteurinnen 
und Akteure in Bund, Ländern und Gemeinden  
als auch einen intensiven Dialog mit der Gesell-
schaft, z. B. mit den Gewerkschaften, Kirchen 
und Verbänden. So ist doppelte Koordination ge-
fragt. Ob in einem schwach oder stark koordinier-
ten Staat, ob mit stark oder schwach organisier-
ten Interessen: Konsistente Lösungen für die 
 zentralen gesellschaftlichen Herausforderungen 
können nur entwickelt werden, wenn die Ziele 
und Mittel auf Zustimmung in den staatlichen 
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Institutionen, in Wirtschaft und Gewerkschaften 
und in der Öffentlichkeit stoßen (Hauff/Scharpf 
19977: 126). Schließlich werden Innovationen 
von und für Menschen gemacht.

Konsensbildung ist Voraussetzung für Innova-
tionen und zugleich die schwierigste Aufgabe, wie 
uns die über viele Jahre sehr unkoordinierte Politik 
der Energiewende oder bekannte Infrastruktur-
projekte täglich vor Augen führen. Daher können 
und sollen Entscheidungen über die  Zukunft nicht 
allein von Expertinnen und Experten gefällt wer-
den, oder wie es Volker Hauff und Fritz Scharpf  
 bereits in den 1970er Jahren schrieben: „Nur  

eine (…) Institutionalisierung von Interessenge-
gensätzen schafft Raum für notwendige Kontro-
versen und solche Kompromisse, die sich unter 
den verschiedenen Aspekten als tragfähig zu erwei-
sen haben“ (Hauff/Scharpf 1977: 128). In einem 
stark koordinierten Staat kann der Staat die Feder-
führung dieses Abstimmungsprozesses überneh-
men und den entsprechenden Rahmen für eine 
breite gesellschaftliche Debatte schaffen. Er kann 
die Rolle des Moderators übernehmen, der dann 
aber auch über das nötige Potenzial verfügen muss, 
um Entscheidungen im Sinne eines sozialen Fort-
schritts aktiv voranzutreiben und durchzusetzen. 

Abbildung 2:

Doppelte Koordination

Quelle: Eigene Darstellung. 

schwach koordinierter Staat

z. B. USA

z. B. Deutschland

schwach organisierte Interessen

stark organisierte Interessen

stark koordinierter Staat

z. B. Frankreich

z. B. Schweden
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Die großen Herausforderungen der Zukunft ver-
langen nach neuen Lösungen. Das Modell des 
 sozialen Fortschritts ist ein Ansatz, die Grand 
Challenges systemisch anzugehen. Auch die In-
novationspolitik muss als soziale Innovations-
politik dazu ihren Beitrag leisten. Ihre Aufgabe 
besteht künftig darin, einerseits existierende Lü-
cken (Gründungsmangel, Bildungsdefizite, besse-
re finanzielle Ausstattung der Hochschulen etc.) 
zu schließen und andererseits die vielen unter-
schiedlichen Innovations- und Themenfelder 
besser miteinander zu verzahnen, zum Beispiel 
Energie, Mobilität und Gesundheit (Heinze 
2009). Das bedeutet aber auch, das Technikange-
bot mit der gesellschaftlichen Nachfrage zu ver-
knüpfen. Gerade die Bedeutung der Nachfrage 
für Innovationen wird gemeinhin unterschätzt, 
obwohl empirische Untersuchungen (Edquist/
Zabala-Iturriagagoitia 2012; Edler 2007) belegen, 
dass die Signale des Marktes an die Hersteller von 
Innova tionen und die Bereitschaft des Marktes, 
diese Neuerungen auch tatsächlich aufzuneh-
men, für die Genese und Diffusion von Innovati-
onen entscheidend sind (von Hippel 1988, 2005). 

Während die Wachstumsschübe der Vergan-
genheit auf Technologien beruhten, die große 
 Sachinvestitionen auslösten, spielen bei heutigen 
Innovationen verstärkt komplexe Kommunika-
tionsbezüge sowie das Lernen und Denken in ver-
netzten Zusammenhängen eine zentrale Rolle. 
Für die Innovationspolitik heißt das, dass sowohl 
in Innovationen investiert als auch die Fähigkei-
ten ihrer Nutzung in der Gesellschaft gefördert 
werden muss (Ziegler 2007). Dazu gehört aber 
auch, dass man die Folgen von Innovationen be-
reits im Vorfeld und unter Beteiligung der poten-
ziellen Nutzerinnen und Nutzer analysiert. Die 
Idee dahinter ist, Innovation durch Partizipation 
zu ermöglichen. Diesen Ansatz finden wir im 
 weiten, postmodernen Zugriff von Innovations-

politik, und dieser Ansatz sozialer Innovations-
politik stellt die Menschen und ihre Bedürfnisse 
in den Mittelpunkt und setzt dabei auch auf offe-
ne und soziale Innovationen.

Um diesem Ziel näherzukommen, muss zu-
nächst einmal mehr für Bildung und Weiterbil-
dung getan werden. Fakt ist, dass auch im Jahr 
2013 die Ziele der Lissabon-Strategie, z. B. drei 
Prozent des BIP in Forschung und Entwicklung 
zu investieren, auch in Deutschland noch immer 
nicht erreicht wurden.

Zudem ist die Forschungsförderung viel stär-
ker als bisher an langfristigen Zielen, wie z. B. den 
Grand Challenges bzw. dem Konzept des sozialen 
Fortschritts, auszurichten. So fordert auch die  
EU intelligentes, nachhaltiges und integratives 
Wachstum. Ein Ansatz von Innovationspolitik, 
der sich wie bisher vor allem an kurzfristigen, 
kommerziellen Interessen und hier eigentlich nur 
an technischen Innovationen orientiert, scheint 
dabei rückwärtsgerichtet und nicht mehr zeitge-
mäß. Denn Innovationspolitik hat weit mehr zu 
sein als reine Wirtschaftsförderung, die sich an 
Patentstatistiken misst (Belitz et al. 2011).

Daher liegt die Zukunft der Innovationspoli-
tik in einem systemischen Ansatz, der die vielen 
unterschiedlichen Facetten dieses Politikfeldes 
aufnimmt und produktiv zu koordinieren ver-
sucht. Es gilt, eine Politik zu prägen, die auch die 
sozialen Innovationen in den Blick und die Men-
schen mitnimmt, die dafür viel stärker als bisher 
auf die Nachfrage setzt und den gesellschaft lichen 
Kontext von Innovationen berücksichtigt. Eine 
 Politik, die das Klima für Innovationen nicht  allein 
durch klassische Förderprogramme aus dem Wirt-
schaftsministerium verbessern will, sondern In-
novationspolitik als Querschnittsaufgabe versteht 
und entsprechend wirkungsvoll umsetzt. 

Eine solche soziale Innovationspolitik ist mit 
den bestehenden Institutionen jedoch kaum zu 

4. Neue Aufgaben für die Innovationspolitik
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leisten. Koordination findet auf dem aktuell exis-
tierenden „Ministerialmarkt“ vor allem situativ 
statt. Sie verharrt aber allzu oft im Spannungsfeld 
zwischen Stagnation (Programme sind dysfunk-
tional zueinander bzw. blockieren sich) und in 
interministeriellen Konflikten. 

Aufgaben für die Politik:

– Die Innovationspolitik muss zu einer sozialen 
Innovationspolitik weiterentwickelt werden, 
die sozialen Fortschritt und inklusives Wachs-
tum einbegreift.

– Um stärker als bisher alle an einem (offenen) 
Innovationsprozess beteiligten Akteure (z. B. 
auch Patientenvertreter, Seniorenräte etc.) in 
diesen Prozess einzubinden, muss künftig 
mehr Koordination gewagt werden. Thinking 
out of the box ist gefragt, denn Innovatio- 
nen bedürfen positiver Koordination über Ebe-
nen und traditionelle Ressortgrenzen hinweg. 
Querdenken, um Neues zu schaffen, braucht 

auch neue Gremien wie beispielsweise ein 
 Innovationskabinett, eine Innovationsplatt-
form oder ein Innovationsministerium. 

– Künfig muss mehr in Aus- und Weiterbildung 
sowie (öffentliche) Forschung investiert wer-
den.  Hier muss auch der Bund entlang der ge-
samten Bildungskette unterstützen dürfen.

– Breitband und schnelles Internet müssen über-
all in Deutschland zügig realisiert werden.

– Darüber hinaus sind folgende Bereiche zu  
fördern: soziale Dienstleistungsinnovationen, 
Anwendung und Demonstrationsforschung, 
Evaluations- und Akzeptanzstudien, unter-
stützt durch ein öffentliches Beschaffungswe-
sen, das sich nicht nur am Preis, sondern  
ebenso am Innovationsgrad orientiert und von 
weiteren Instrumenten orchestriert wird, die 
aktiv auch die Nachfrage fördern.

In Summe gilt es also, Innovationspolitik syste-
misch anzugehen und den Menschen in den 
 Mittelpunkt zu stellen.
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Gesprächskreis Verbraucherpolitik
Verbraucherperspektiven bei der EEG-Reform
WISO direkt

Arbeitskreis Innovative Verkehrspolitik
Wie Phönix aus der Asche?
Zur Zukunft der Automobilindustrie in Deutschland
WISO Diskurs

Arbeitskreis Stadtentwicklung, Bau und Wohnen
Das Programm Soziale Stadt – Kluge Städte-
bauförderung für die Zukunft der Städte
WISO Diskurs

Gesprächskreis Sozialpolitik
Gute Pflege vor Ort 
Das Recht auf eigenständiges Leben im Alter
WISO Diskurs

Gesprächskreis Sozialpolitik
Pflege zwischen Familie, Markt und Staat – 
Wie Pflegearbeit in Zukunft organisiert werden kann
WISO Diskurs

Gesprächskreis Sozialpolitik
20 Jahre Verabschiedung der Gesetzlichen 
Pflegeversicherung – eine Bewertung aus 
sozialpolitischer Sicht
WISO Diskurs

Gesprächskreis Arbeit und Qualifizierung
Inklusion: In der dualen Berufsausbildung kann  
sie gelingen
WISO direkt

Arbeitskreis Arbeit-Betrieb-Politik
Humanisierung der Arbeit braucht Forschung
WISO direkt

Arbeitskreis Dienstleistungen
Gesellschaftlich notwendige Dienstleistungen –  
gestalten und finanzieren
WISO Diskurs

Gesprächskreis Migration und Integration
Zuwanderung aus Südosteuropa 
Die aktuelle Entwicklung und Diskussion als 
integrationspolitischer Testfall
WISO direkt

www.fes.de/wiso


